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Der deutsche Immobilienverband un-
tersuchte 2008 die Mieten bei Neu- 
und Wiedervermietungen. Freiburg 
nimmt den Spitzenplatz bei der Miet-
belastung ein: Durchschnittlich 44 
Prozent müssen hiesige Haushalte für 
ihre Miete aufwenden (kalt plus warm). 
Kritische WissenschaftlerInnen halten 
25 Prozent für die höchste sozial ver-
tretbare Grenze.
„Die soziale Lage vieler Menschen 
verschlechtert sich immer mehr. (...) 
Den ständig steigenden Mieten steht 
ein immer größerer Bedarf an billigem 
Wohnraum gegenüber. Es ist keine 
Seltenheit mehr, dass Familien 50 
Prozent ihres Einkommens für eine 
Wohnung ausgeben müssen.“ Dies 
steht nicht in der Untersuchung des 
Immobilienverbandes.
Sondern in einem Brief der Freiburger 
BürgerInnen-Initiative „Aktion Mieter-
solidarität“ an den Oberbürgermeister 
und alle Gemeinderatsfraktionen. Ge-
schrieben am 1. Februar 1986. Der 
Brief fordert weiter: „Es ist der politische 
Auftrag des Organs ‚Gemeinderat‘, im 
Freiburger Wohnungsmarkt Zeichen 
zu setzen.“ Der Brief ist 23 Jahre alt. 
Er könnte wahrlich von gestern sein.
Welche politische Zeichen kann ein 
Gemeinderat setzen? Viele sinnvolle 
Ideen liegen auf dem Tisch. Beson-
ders von „Wohnen ist Menschenrecht“ 

– zum Beispiel: ein allgemeiner Miet-
stopp in städtischen Wohnungen. Was 
kann ein Gemeinderat darüber hinaus 
tun? Er könnte das Liegenschaftsamt 
und die Stadtbau beauftragen, ihre 
‚auf Vorrat‘ leer stehenden Wohnun-
gen zu vermieten. Er könnte die Frei-
burger Stadtbau demokratisieren, zum 
Beispiel, indem er einen bürgerInnen-
schaftlichen Kontrollrat mit weitgehen-
den Befugnissen einrichtet.

Bundesweit könnte sich der Freiburger 
Gemeinderat einen Namen machen, 
wenn er wirklich effektiv gegen Kinder-
armut vorgehen würde: Indem er zu-
nächst für alle kommunalen Wohnun-
gen den Mietpreis für den Wohnraum 
von Kindern und Jugendlichen bis 21 
Jahren halbiert. Und sich im zweiten 
Schritt daran macht, dies auch auf 
dem privaten Wohnungsmarkt in der 
Stadt durchzusetzen.

Frank Winter

Freiburg ist spitze – bei der Mietbelastung

Grüne, CDU, Junges Freiburg und 
Freie Wähler wollten 2006 den gesamt-
en städtischen Wohnungsbestand ver-
kaufen. Nahezu 30.000 Unterschriften 
für ein Bürgerbegehren brachten sie 
nicht zur Einsicht. Sie blieben auf Sa-
lomonkurs und beschlossen zudem 
einschneidende Kürzungen im Sozial-, 
Vereins- und Kulturbereich. 70 % der 
Wähler stoppten in einem Bürgerent-
scheid den Ausverkauf der städtischen 
Wohnungen.
Bis heute haben weder Oberbürger-
meister Salomon noch die genannten 
Fraktionen diesen Fehler eingeräumt. 
Sie entschuldigten sich auch nicht bei 
den Mietern, die über Monate hinweg in 
Angst und Unsicherheit leben mussten. 
Stattdessen sind Grüne, CDU, Junges 
Freiburg und Freie Wähler gemeinsam 
mit der FDP daran gegangen, die Mie-
ten im städtischen Bereich bis an die 
gesetzlich erlaubte Grenze zu erhöhen. 
Wieder ignorierten sie alle Einwände 
und Proteste. Der unsägliche Mietspie-
gel wurde – trotz widersinniger Rege-

lungen – fortgeschrieben. Und nur mit 
Hilfe der Gerichte kamen viele Mieter 
zu ihrem Recht. Freiburg ist heute die 
verhältnismäßig teuerste Wohnstadt 
Deutschlands. Auch die Nebenkosten 
für Gas, Strom, Wasser und Müll sind 
in die Höhe getrieben worden. Ebenso 
zum Beispiel die Grundsteuer. Die so-
ziale Not in unserer Stadt wurde durch 
diese Fraktionen drastisch verschärft, 
das Menschenrecht auf Wohnen sträf-
lich verletzt.
Es liegt nun an den Mietern, von ihren 
demokratischen Rechten Gebrauch zu 
machen. 
Wir fordern alle Menschen dieser Stadt 
auf: Mischen sie sich – auch über die 
Wahlen hinaus – für eine nachhaltige 
und sozial gerechte Politik ein. Für ein 
Menschenrecht auf Wohnen. 
Am 7. Juni gilt es – wie beim Bürger-
entscheid – die eigenen Interessen mit 
Nachdruck zu vertreten. Es ist an der 
Zeit: Freiburg braucht den Wechsel!                            
                                           Günter Rausch

Kommentar:
Freiburg braucht den Wechsel!



„Es werden ja nur ein paar wenige 
sein, die sich aufregen, wenn wir die 
städtischen Wohnungen verkaufen 
und damit den kommunalen Haus-
halt sanieren.“ So haben sie wohl ge-
dacht, der grüne Oberbürgermeister 
und seine Gemeinderatsmehrheit vor 
drei Jahren. Als sie alle städtischen 
Wohnungen, das Vermögen der Stadt, 
verkaufen wollten. Wie sie sich geirrt 
haben!
Widerstand wurde initiiert, die Bürger-
initiative „Wohnen ist Menschenrecht“ 
(WiM) gegründet.  Nicht nur die Mieter, 
nicht nur die Beschäftigten der Frei-
burger Stadtbau wehrten sich. Zehn-
tausende von Menschen erkannten: 
Die städtischen Wohnungen, das ge-
meinschaftliche Vermögen, von Ge-
nerationen erarbeitet, das darf nicht 
verkauft werden. Öffentlich ist wesent-
lich! Ohne eigenen Wohnungsbestand 
fehlt der Stadt ein zentrales soziales 
Steuerungsinstrument. Die Mieten 
würden steigen, Mieterrechte einge-
schränkt, Wohnungen nicht saniert.  
Aber die Freiburger Bevölkerung war 
klug. 41.581 Menschen stimmten mit 

„JA!“, für den Erhalt der städtischen 
Wohnungen. Warum waren wir erfolg-
reich? Weil wir auf der Seite der direkt 
Betroffenen waren, der Mieter, der Be-
schäftigten der Stadtbau. Weil wir so-
lidarisch waren. Weil wir die besseren 
Argumente hatten.

Eine Welle von Mieterhöhungen hat 
dann Hunderte von Haushalten über-
rollt. Unsoziale Mieterhöhungen. Von 
vielen nicht mehr zu bezahlen. Und 
wieder hat WiM gemeinsame Sache 
gemacht mit den Menschen, die sich 
gewehrt haben. Es gab Niederlagen, 
aber auch zunehmend Erfolge. Ge-
meinsam mit den Mieterinitiativen Be-

urbarung und Rennweg/Stefan-Meier-
Straße ist es gelungen, einen Großteil 
der Mieterhöhungen zu reduzieren 
oder zu verhindern. Bereits angekündi-
gte Mieterhöhungen in anderen Quar-
tieren wurden gestoppt.
Die Positionen von WiM – gesammelt 
in unserem „Mietenpolitischen Pro-
gramm“ – wurden zum Thema in der 
Stadt. Kaum eine Woche, in der Mie-
ten und Wohnen nicht in den Medien 
war. Doch immer noch ist die Mieter-
bewegung zu sehr beschränkt auf ein-
zelne Quartiere, in denen es gerade 
aktuell Probleme gibt. Deshalb ist WiM 
nun ein Verein geworden. Um die Mie-
terbewegung stärker zu machen. Um 
einen Mietstopp durchzusetzen. Um 
die „zweite Miete“ – die Nebenkosten 
– in den Griff zu kriegen. Um Mieter-
rechte zu stärken. Um dauerhaft einen 
Verkauf der städtischen Wohnungen 
zu verhindern. Damit Freiburg bezahl-
bar wird für alle.

Hendrijk Guzzoni, Bernd Wagner

Das „Mietenpolitische Programm“ finden Sie 
unter: www.wohnen-ist-menschenrecht.de

Die Freiburger Stadtbau verkaufte 
kurz vor dem Bürgerentscheid 120 
Wohnungen im Auggener Weg in We-
ingarten an den Wohnungskonzern 
Gagfah („Fortress“). Zusammen mit 
600 anderen Wohnungen. Schon 
damals befanden sich die Wohnungen 
im Auggener Weg in dringend san-
ierungsbedürftigem Zustand. Undichte 
Fenster und Türen, veraltete Elektro-
leitungen, schlecht funktionierende 
Lüftungen – und damit verbundene 
Schimmelbildung in den Wohnungen 
– sind bis heute die Hauptprobleme. 
„Unser Wohnungsbestand ist einer der 
qualitativ besten in Deutschland“, ant-
wortet die Pressestelle der Gagfah in 

Standardbriefen auf alle Anfragen, die 
inzwischen von verschiedenen Seiten 
an den Konzern gerichtet wurden. Zu-
letzt besuchten im März 2009 die bei-
den Freiburger Dekane Markus Engel-
hardt (evangelisch) und Christoph 
Stoffel (katholisch) mit großer Medien-
präsenz die Mieter im Auggener Weg. 
Ihr Fazit: „Die Situation kann und darf 
nicht so bleiben.“
Nicht nur über den katastrophalen Zu-
stand ihrer Wohnungen sind die Mieter 
empört. Hinzu kommt, dass die Gag-
fah die Mieten – die bislang unter dem 
Mietspiegel lagen – um volle 20 Pro-
zent erhöht hat. Von der Möglichkeit, 
ihre Miete wegen der vorhandenen 

Mängel zu mindern, machen leider zu 
wenige Mieter Gebrauch. Wir sollten 
es wagen, uns auch mit einem mächti-
gen, internationalen Konzern anzule-
gen! Dann kann – wie im Kampf David 
gegen Goliath – der Mieter gewinnen. 
Das Beispiel Beurbarung zeigt: Mieter-
innen können sich erfolgreich wehren.                                                                                             
                                       Gerlind Heckmann

Wenn die Stadtbau verkauft...

MieterInnen in Bewegung - Drei Jahre Bürger-
initiative „Wohnen ist Menschenrecht“

Das Engagement von WiM 
kostet Geld
Wir freuen uns, wenn Sie uns mit 
einer Spende unterstützen könnten! 
Damit es demnächst nochmals eine 
Zeitung gibt.
Spendenkonto: Volksbank Freiburg,
Bankleitzahl: 680 900 00
Kontonummer: 304 302 04

Rheinstr. 15  
Tel.: 0761/278833 

Öffnungszeiten:
Mo-Do: 9.00-18.30,  

Fr: 9.00-17.00 

info@kappcopy.de 
www.kappcopy.de 

KopierLaden

Kopieren, Drucken, 
Klebebindungen, 
 Spiralbindungen, 
Laminierungen, 

Internetzugang uvm. 



Die Menschen in Schönau haben vor 
zwölf Jahren gegen heftigen Wider-
stand ihr Stromnetz gekauft. Wir stehen 
vor einer ähnlichen Möglichkeit. Unser 
Energieversorger „badenova“ gehört 
zu 47% der „Thüga“ („Thüringer Gas-
versorgung“) und die gehört (noch!) zu 
100% der „e.on“, dem Stromkonzern, 
der viel Geld mit Atomenergie verdient. 
„E.on“ muss die „Thüga“ verkaufen. 
Das ergibt die Chance, in Zukunft den 
Geldabfluss zum Großkonzern „E.on“ 
zu unterbinden und den Gewinn der 
„Thüga“ anders zu verteilen. Es geht 
um einen Kaufwert von drei bis vier 
Milliarden Euro.
Das Geld, das von den Kundinnen 
und Kunden für Energie bezahlt wird, 
soll nicht länger in den Kassen eines 
Atomkonzerns landen, sondern bei 
den Menschen, die sich beteiligen. 
Und den Kommunen, also indirekt bei 
allen Menschen. Die Stadt Freiburg 
will 100 Millionen Euro für die Beteili-
gung am Kaufkonsortium berappen. 
Dafür bekommt sie dann Einfluss und 
Rendite.
Das wollen auch die Bürgerinnen und 
Bürger, die sich jetzt in der Genossen-
schaft „Energie in Bürgerhand“ zusam-
mengefunden haben. Geld sammeln, 
damit die „Thüga“ auch wirklich in kom-
munale und Bürgerhand kommt und 
dadurch die Möglichkeit entsteht für 
transparente und faire Energiepreise. 

Für bürgerschaftliche Einflussnahme 
auf die Energieversorgung. In Zeiten, 
wo die Kosten für die Energieversor-
gung immer höher werden, ist dies das 
Gebot der Stunde: Mehr Transparenz, 
ökologische, wirtschaftliche und vor 
allem auch soziale Verantwortung in 
der Energiewirtschaft. Stachel zu sein 
für Transparenz und umfassende Ver-
antwortung, das ist der Wunsch von 
„Energie in Bürgerhand“.
Dafür ist die Unterstützung vieler klei-
ner und großer Leute notwendig. Viele 
suchen eine sichere Geldanlage und 
sind bereit, größere Summen für ehr-
liche Preise und klare Strukturen zu 
geben. Und in den anderen 90 „Thü-
ga“-Kommunen leben insgesamt 13 
Millionen. Menschen, die wir auch er-
reichen wollen. Damit wir nicht mehr 
Spielball von Wirtschaftsinteressen, 
sondern selbstbewusste Partner am 
anderen Ende der Stromleitung sind.   
                                           Walter Krögner

Homepage: www.thüga-in-bürgerhand.de

Energie in Bürgerhand
Am 7. Juni 2009 finden in Bade-
Würtemberg Kommunalwahlen statt. 
In Freiburg entscheiden die Bürge-
rInnen über die 48 Sitze im Gemein-
derat.
Der Gemeinderat bedeutet Mitsprache 
und Einflussmöglichkeit für Bürge-
rinnen und Bürger. Sie entscheiden mit 
über die künftige Zusammensetzung 
des Gemeinderates. Sie entscheiden, 
in welche Richtung sich die Politik die 
nächsten fünf Jahre in Freiburg bewe-
gen soll.
Wählen ist ganz einfach: Sie können 
sich für eine ganze Partei oder Liste 
entscheiden. Oder Sie geben einzel-
nen KandidatInnen der verschiedenen 
Listen bis zu 3 Stimmen. Insgesamt 
können Sie bis zu 48 Stimmen verge-
ben und sich so Ihren Gemeinderat 
zusammenstellen. Wer am 7. Juni kein 
Wahllokal aufsuchen kann oder mag, 
sollte Briefwahl beantragen – einfach 
die Briefwahlkarte ausgefüllt zurück-
schicken. Denn: Wir können was be-
wegen, wenn wir wollen!
                                             Anne Reyers

Wählen gehen!

News-Ticker
Petition von WiM
Seit Jahren gibt es einen Konflikt zwi-
schen den MieterInnen des Hauses 
Wonnhalde 1a und der Vermieterin, 
der Stadt Freiburg. WiM unterstützt 
die MieterInnen mit einer Petition. Die-
se kann auf der Homepage des „Haus-

vereins Wonnhalde 1a“ ge-
lesen, heruntergeladen und 
auch unterzeichnet werden: 
www.wonnhalde.org

Hartz-IV Haushalte müssen Wohn-
raum suchen, den es in Freiburg nicht 
gibt.
Im Rahmen des “Mietprüfungs-verfah-
rens” müssen ALG 2 - BezieherInnen 
‘angemessenen’ Wohnraum suchen. 
Der Runde Tisch Freiburg hat mit ei-
ner Besuchsaktion bei den Freiburger 
Wohnbaugesellschaften sich auf die 
erfolglose Suche nach diesem Wohn-
raum gemacht. Und auf die Schikanen 
für BezieherInnen von ALG 2, deren 
Wohnungen angeblich zu teuer sind, 
hingewiesen.

Es war einmal sicherer, das Geld bei einer
Bank zu haben als zu Hause unter dem Kopf-
kissen. Das ist wohl vorbei! Wir bieten eine
Möglichkeit, auf Bank und Kopfkissen zu ver-
zichten und Geld solidarisch, sozial, ökolo-
gisch und nachhaltig anzulegen.

Sprechen Sie uns an:
Grether Info Büro,Adlerstr. 12, 79098 Freiburg

Tel.: (0761) 2 48 87, grether@syndikat.org

GELD SOLIDARISCH ANLEGEN

mit einem Direktkredit

Grether 
Ost-Süd-West

www.Fahrradladen-Freiburg.de

in der Wiehre:
Konrad Str. 9HH
T.0761/72124

im Rieselfeld:
Rieselfeldallee 18
T.0761/4534735

in Zähringen:
Zähringer Str. 8
T.0761/509002

Inhaber: 
Thomas Niehaus
An- und Verkauf von 
Neu- und Gebrauchträdern.
Reparatur innerhalb 24 Stunden



Anastasia Gal-
kina und ihr 
Mann wurden 
wegen einer 
Mieterhöhung 
von der Frei-
burger Stadt-
bau verklagt. 
Ein Interview im Stadtteil Brühl-Beur-
barung.
L.H.: Was war Ihr erster Gedanke beim 
Urteilsspruch? 
A.G.: Wahnsinn! Wir haben zwar da-
mit gerechnet, den größten Teil der 
Punkte zu gewinnen, aber noch bes-
ser ist natürlich ein 100-prozentiger 
Erfolg. Toll war vor allem, dass wir 
den Abschlag für die Bahnlinie be-
kommen haben, da das der größ-
te Nachteil in der Beurbarung ist. 
L.H.: Viele Mieter haben vor den finan-
ziellen Folgen eines Prozesses Angst. 
Welche Prozesskosten hatten Sie? 
A.G.: Wir haben keine Kosten. Da wir 
unseren Prozess gewonnen haben, 
übernimmt die Klägerin, die Stadt-
bau, alle Kosten. Viele Mieter können 

auch Prozesskostenhilfe beantragen. 
L.H.: Sind Sie die einzigen Mie-
ter, die einen Prozess gegen 
die Stadtbau gewonnen haben? 
A.G.: In den letzten Monaten haben 
mehrere Mieter ihre Prozesse voll-
ständig oder teilweise gewonnen. Im 
Landgericht scheinen die Aussichten 
noch besser zu sein. Und dadurch 
merkt man, dass der Mythos zerbrö-
ckelt, dass man gegen die Stadt nicht 
gewinnen kann. Man kann gewinnen, 
wenn man im Recht ist.
L.H.: Warum war es Ihnen so wichtig, 
der Mieterhöhung nicht zuzustimmen? 
A.G.: Für uns war es auch wichtig, 
dass durch einen gewonnenen Pro-
zess viele Mieter profitieren. Zum 
Beispiel hat Frank Bandurski seinen 
Prozess gewonnen. Daraufhin müs-
sen alle Mieter in der Zunftstraße 
den Aufschlag von  6 % nicht zahlen. 
Außerdem: Wenn ich in einem Re-
staurant einen Flammkuchen bestel-
le, zahle ich nicht für ein Fünf-Gän-
ge-Menü. Das Gleiche gilt auch für 
Wohnungen. Ich zahle nicht für ei-

nen Garten, wenn ich keinen habe. 
L.H.: Was hat Ihrer Meinung nach den 
Erfolg in Brühl-Beurbarung ausge-
macht?
A.G.: Die extreme Mieterhöhung hat 
die Leute provoziert und dadurch 
sind viele aktiv geworden. Aber ohne 
die regelmäßigen Treffen, den Zu-
sammenhalt und die gegenseitige 
Hilfe wäre er nicht möglich gewesen. 
L.H.: Was haben Sie und die an-
deren Mieter dabei gelernt? 
A.G.: Dass man vor allem nicht ver-
gessen darf, dass wir als Mieter Kun-
den sind und als solche behandelt wer-
den müssen. Bei unserem Verhältnis 
zu der Stadtbau geht es darum, dass 
wir Geschäftspartner sind und nicht 
ein großer Vermieter kleinen Mietern 
gegenüber steht. Wir dürfen unsere 
Rechte nicht vergessen. Man hat das 
Recht bei einer Mieterhöhung nicht 
zuzustimmen. Und notfalls bis vor Ge-
richt zu gehen.           Interview: Lisa Herbein 

Redaktionelle Anmerkung: Die Stadt-
bau ist in Berufung gegangen.

„Der Mythos zerbröckelt“ 

Mit 12 Euro pro Jahr sind Sie dabei!
Werden Sie Mitglied bei WiM, denn damit 
unterstützen Sie:
- diese Zeitung
- andere MieterInnen
- eine sozial gerechte Mietenpolitik
Einfach schreiben an: Heidrun Maitreau, Adinda-
Flemmichstr.6, 79100 Freiburg 
info@wohnen-ist-menschenrecht.de

Bei uns ist Ihr Geld sicher!

Wohnungen neu vermessen.
Lassen Sie ihre Wohnung neu ver-
messen. Oftmals wird im Mietvertrag 
eine zu große Wohnfläche angegeben 
- und somit zu viel bezahlt.

“mach mit, misch mit, wähle!” – Über-
parteiliche Initiative zur Stärkung de-
mokratischer Teilhabe. 
Sie will Menschen mit Informations- 
und Aktionsständen ermu-
tigen, sich über kommu-
nalpolitische Zusammen-

hänge, das Wahlverfahren usw. zu in-
formieren und am 7. Juni wählen zu 
gehen.

News-Ticker
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